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1. Flüchtlingskrise: das Ausmaß von Flucht und Vertrei-
bung 
Laut Aussagen der UNO-Flüchtlingshilfe befanden sich im Jahr 2015 welt-
weit mehr als 60 Millionen Menschen auf der Flucht: so viele wie seit dem 
zweiten Weltkrieg nicht mehr.1 Seit 2010 hat sich die Zahl der Flüchtlinge 
mehr als vervierfacht.1 Jedes Jahr erreichen die Zahlen der UNHCR für glo-
bale Migrationstrends neue Rekorde. Die stetig steigenden Zahlen von 
Flüchtlingen und Asylbewerbern werden auch durch die folgenden Statist i-
ken bestätigt: 2014 beantragten 625.920 Flüchtlinge in der Europäischen 
Union Asyl.2 Im Vorjahr waren es 431.090.2 Das Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge (BAMF) prognostizierte Anfang des Jahres 2015 einen Zu-
gang von 300.000 Asylbewerbern.3 Diese Zahl wurde im Zeitraum Januar bis 
September 2015 überschritten.4 Deutschland ist das zweitbeliebteste Land 
für Migranten5 und ein Rückgang der Zahlen se i „aufgrund der andauernden 
Syrienkrise, der Verschlechterung der Situation im Irak sowie weiterer Kon f-
likte für 2015 nicht zu erwarten.―6 Die zentralen Herausforderungen aus 
Sicht der Politik sind insbesondere die Grenzsicherung und das Maß der 
Aufnahmebereitschaft.7 Die Ursachenbehebung wird allerdings seltener fo-
kussiert. Daher erweist sich der folgende Kommentar von Georg Restle , Lei-
                                                                
1
 UNO- Flüchtlingshilfe, Flüchtlinge weltweit: Zahlen und Fakten. https://www.uno-
fluechtlingshilfe.de/fluechtlinge/zahlen-fakten.html, zuletzt aufgerufen am 26.10.2015 14:30 
2
 Eurostat, Statistics Explained. http://ec.europa.eu/eurostat/statistics-
explained/index.php/File:Countries_of_origin_of_(non-EU)_asylum_seekers_in_the_EU-
28_Member_States,_2013_and_2014_YB15_III.png, zuletzt aufgerufen am 01.11.2015, 11:00 
3
 Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, Mitteilung gemäß § 44 Abs. 2 AsylVfG über die vorau s-
4
 Bundesamt für Migration und Flüchtlinge. Aktuelle Zahlen zu Asyl, Ausgabe September 2015. 
Online aufzufinden unter: 
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Downloads/Infothek/Statistik/Asyl/statistik -anlage-
teil-4-aktuelle-zahlen-zu-asyl.pdf?__blob=publicationFile, Seite 4. Zuletzt aufgerufen am 
05.11.2015, 16:00 
5
 Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, Jahresbericht 2013. 
http://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Publikationen/Migrationsberichte/migrationsbericht -
2013.html?nn=1367528, zuletzt aufgerufen am 06.11.2015, 16:00 
6
 voraussichtliche Entwicklung der Zugänge von Asylbegehrenden und den voraussichtlichen Be-
darf an Unterbringungsplätzen vom 18.02.2015, online aufzufinden unter 
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Downloads/Infothek/DasBAMF/2015-05-07-
prognoseschreiben-asylantraege.pdf?__blob=publicationFile , zuletzt aufgerufen am 02.12.2015, 
17:40, S. 4. 
7
 Vgl. Scherr, Albert (2015): Totale Grenzsicherung und Menschenrechte passen ni cht zusammen, 
in: Zeit online, 01.12.2015. Online aufzufinden unter http://www.zeit.de/gesellschaft/2015-





ter und Moderator des Politmagazins Monitor, von August 2015 als beson-
ders Aufsehen erregend: 
„Die eigentliche Schande ist die deutsche und europäische Flüchtlingspolitik. 
Eine Flüchtlingspolitik, die die Ursachen für die Flucht von Millionen Men-
schen nicht bekämpft, sondern sie immer wieder aufs Neue schafft. Zum 
Beispiel im Kosovo, wo auch diese Bundesregierung ihr Versprechen gebro-
chen hat, dem Land nach dem Krieg wieder auf die Beine zu helfen und 
stattdessen ein hochkorruptes Regime unterstützt, das die Menschen in die 
Flucht treibt. Zum Beispiel in Syrien, wo diese Bundesregierung die Politik 
eines türkischen Präsidenten unterstützt, der islamistische Mörderbanden 
mit Waffen versorgt. Mörderbanden, vor denen Hunderttausende nach Euro-
pa fliehen […]―8 
Folglich spricht Georg Restle durch diese Kritik der deutschen Bundesregie-
rung eine Mitverantwortung an den Fluchtursachen zu. Die vorliegende Ba-
chelorarbeit verfolgt die Absicht, diese möglichen Zusammenhänge zu ana-
lysieren.  Die Untersuchung erforscht demnach den Zusammenhang zwi-
schen deutscher Außenpolitik und Fluchtursachen in Herkunftsstaaten. Da 
es sich hierbei um eine Thematik mit sehr hohem Aktualitätsbezug handelt, 
konnten Ereignisse und Berichte nach dem 06.Dezember 2015 nicht mehr in 
die Untersuchung aufgenommen werden. Die Relevanz des Themas wurde 
durch die soeben faktische Darstellung der Flüchtlingskrise verdeutli cht. Ei-
ne Begründung der Wahl der Fallbeispiele Kosovo und Syrien ist an dieser 
Stelle noch erforderlich. Die Auswahl der in dieser Arbeit untersuchten Fall-
beispiele gründet auf dem Prinzip der „extreme― und „most different cases―  
nach John Gerring.9 Das Argument für ein extremes Fallbeispiel beruht auf 
einer extremen Ausprägung einer unabhängigen Variablen,10 wie in dieser 
Arbeit die Ausprägung der Anzahl von Asylbewerbern. Folgende Grafik be-
                                                                
8
  Restle, Georg (2015): Hetze gegen Flüchtlinge. Kernige Parolen reichen nicht. In: Tagesthemen 
WDR. Online verfügbar unter https://www.tagesschau.de/kommentar/restle -fluechtlinge-101.html, 
zuletzt geprüft am 15.11.2015 
9
 Gerring, John; Seaswrigt, Jason (2008): Case Selection Techniques in Case Study Research. A 
Menu of Qualitative and Quantitative Options. In: Political Research Quarterly (Vol. 61 No. 2), p. 
294 
10




legt, dass vor allem die Zahlen für syrische und kosovoalbanische Flüchtlin-
ge vergleichsweise hoch sind:11 
 
Auf diesem Datensatz basierend befinden sich Syrien und Kosovo auf bun-
desweiter Ebene unter den drei größten Herkunftsstaaten von Flüchtlingen. 
Hinzu kommt, dass beide Fallbeispiele sich in unterschiedlichen Aspekten 
als selten und einzigartig erweisen. Zum einen ist das Ausmaß der Flüch-
tlingskrise durch den Syrienkonflikt enorm: mehr als 62 % der syrischen Be-
völkerung sind derzeit auf der Flucht, das sind mehr als elf Millionen Men-
schen. Syrien befindet sich infolgedessen in „einer der größten humanitären 
Katastrophen der heutigen Zeit.―12 Auf der anderen Seite stellt die deutsche 
Außenpolitik im Kosovokonflikt eine Zäsur dar: während des NATO-
Einsatzes in Jugoslawien war die Beteiligung Deutschlands durch deutsche 
Tornado-Kampfflugzeuge der erste Kampfeinsatz deutscher Bundeswehrsol-
                                                                
11
 Alle Zahlen zur EU stammen aus Statistiken von Eurosat. http://ec.europa.eu/eurostat/statis tics-
explained/index.php/File:Countries_of_origin_of_(non-EU)_asylum_seekers_in_the_EU-
28_Member_States,_2013_and_2014_YB15_III.png, zuletzt aufgerufen am 29.10.2015, 14:30; 
Alle Zahlen zu Deutschland stammen aus dem Bericht des BAMF, online aufzufinden u nter 
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Downloads/Infothek/Statistik/Asyl/statistik -anlage-
teil-4-aktuelle-zahlen-zu-asyl.pdf?__blob=publicationFile, zuletzt aufgerufen am 01.12.2015, 13:10  
12
 Bündnis Entwicklung hilft, online aufzufinden unter http://www.entwicklung-
hilft.de/reportage/irak_syrien/?gclid=CjwKEAiAgvyxBRDmuviAj67g-
XQSJABTLMcHNazYhQrBvBJjtR5mSgSxY-74zsqCMST3QsCp3LRmIBoC90Dw_wcB#section0, zu-























daten seit dem Zweiten Weltkrieg.13 Somit gilt der Kosovokonflikt im Rahmen 
der Jugoslawienkriege als Wendepunkt der deutschen Außen- und Sicher-
heitspolitik und führt maßgeblich zur Wahl dieses Fallbeispiels bei. Darüber 
hinaus handelt es sich bei den Fallbeispielen Kosovo und Syrien um „most 
different cases―.14 Sie sind in der unabhängigen Variablen der hohen Flüch-
tlingszahlen zwar identisch, unterscheiden sich aber in allen anderen we-
sentlichen Aspekten stark voneinander.15 Vor diesem Hintergrund gehe ich 
der Fragestellung nach, ob und wenn ja wie sich die deutsche Außenpolitik 
auf die Verursachung der Fluchtgründe im Kosovo und in Syrien ausgewirkt 
hat. An dieser Stelle ist auf den derzeitigen Forschungsstand des Sachver-
halts einzugehen. In der einschlägigen Literatur lassen sich Hinweise für e i-
nen Zusammenhang zwischen der westlichen Politik und der Eskalation von 
Konflikten in Herkunftsstaaten finden,16 was vor allem an den internationalen 
geopolitischen Zusammenhängen innerhalb des Syrienkonflikts liegt.17 Auch 
Politiker wie Sahra Wagenknecht von der Linken betonen die Auswirkungen 
westlicher Politik auf Fluchtursachen:  
„Die Flüchtlinge fliehen vor allem vor den Folgen westlicher Politik, denn 
es waren die als humanitäre Intervention maskierten Ölkriege der Vere i-
nigten Staaten und ihrer europäischen Verbündeten, die in Afghanistan 
und im Irak verbrannte Erde hinterlassen haben und die Mördermilizen 
des IS und jetzt auch die Taliban in Afghanistan erst wieder so stark ge-
macht haben, wie sie gegenwärtig sind .―18 
Des Weiteren bestehen Forschungsergebnisse über negative Auswirkungen 
deutscher Außenpolitik auf einzelne internationale Konflikte. So sieht der 
Autor Jürgen Elsässer die Schuld der Zerstörung Jugoslawiens in der deut-
                                                                
15 
Vgl. Schöneberger, Timm (2014): Vom zweiten Golfkrieg zum Kampfeinsatz im Kosovo. Eine 
Zwei-Ebenen-Analyse der Bundeswehreinsätze in den 90er Jahren. Univ., Diss.--Köln, 2013. Wies-
baden: Springer VS, S.13 
14
 Gerring 2008: 304 
15
 Gerring 2008: 306 
16
 Siehe dazu: Lüders, Michael (2015): Wer den Wind sät. Was westliche Politik im Orient anrichtet. 
Orig.-Ausg., 3. Aufl. München: Beck; Todenhöfer,  Jürgen (2015): Inside IS - 10 Tage im "Islami-
schen Staat". 1. Aufl. München: Bertelsmann. 
17
 Vgl. Bender, Larissa (2012): Syrien. Der schwierige Weg in die Freiheit. 2., überarb. Aufl. Bonn: 
Dietz, S.157 
18
 Wagenknecht, Sahra. In: Deutscher Bundestag, Plenarprotokoll 18124, online aufzufinden unter 





schen Außenpolitik.19 Auch deutsche Rüstungsexporte in den Nahen Osten 
werden als Faktor für eine Eskalation des Konflikts in Syrien betrachtet.20 
Somit wurden einige für die Fragestellung dieser Arbeit einschlägigen  Ele-
mente bereits untersucht und können zur Beantwortung der Forschungsfrage 
herangezogen werden. Der Sachverhalt der Auswirkungen deutscher Au-
ßenpolitik auf Fluchtursachen im Kosovo und in Syrien wurde als Ganzes 
jedoch noch nicht erforscht und ist daher Untersuchungsgegenstand. Die 
methodologische Verortung sowie der Aufbau dieser Arbeit ist Inhalt des 
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 Vgl. Elsässer, Jürgen (2004): Kriegslügen. Vom Kosovokonflikt zum Milosevic -Prozess. Berlin: 
Homilius (Edition Zeitgeschichte, 11), S.15 
20
 Siehe dazu das offizielle Hauptstadtportal „Auch deutsche Waffenexporte sind Fluchtursache― 
online aufzufinden unter http://www.berlin.de/aktuelles/berlin/3955732-958092-auch-deutsche-




2. Methodik und Vorgehen: ein empirisch- analytisches For-
schungsparadigma 
Die grundlegende Hypothese dieser Arbeit  lautet: Die deutsche Außenpolitik 
hat sich auf Fluchtursachen in Herkunftsstaaten ausgewirkt. Da die Metho-
denvielfalt auf dem Gebiet der Außenpolitikanalyse sehr umfangreich ist,  
gilt es die vorliegende Bachelorarbeit an dieser Stelle methodisch zu vero r-
ten. Um den interessierenden Kausalzusammenhang möglichst eindeutig zu 
isolieren, bedient sich die Arbeit der qualitativen Methode, die in der Außen-
politikanalyse dominiert 21 und sich anbietet, um eine tiefgehende und detail-
lierte Auseinandersetzung mit den einzelnen Fäl len zu gewährleisten. Da-
durch kann die Komplexität des politischen Phänomens im Detail dargestellt 
werden.22  
Als methodische Grundlage dieser Arbeit dient ein empirisch-analytisches 
Forschungsparadigma. Das Erkenntnisinteresse ist darauf gerichtet zu ve r-
stehen, welche Auswirkungen die deutsche Außenpolitik auf Fluchtursachen 
hat. Dieser Sachverhalt bedarf einer empirischen Rekonstruktion.  
Im ersten Teil wird die deutsche Außenpolitik im multilateralen Kontext ver-
ortet. Eine kurze Definition der Außenpolitik sowie die Einbettung der deut-
schen Bundesregierung in die Vereinten Nationen (UNO), die Europäische 
Union (EU) sowie die Nordatlantikpakt-Organisation (NATO) dient hierfür als 
Grundlage. Im Fokus steht die Verantwortung der Bundesregierung, die ihr 
in ihrer jeweiligen Rolle innerhalb der Organisationen zukommt. Die Fallbei-
spiele Kosovo und Syrien bilden den Hauptteil der Analyse. Vorerst werden 
die jeweiligen Fluchtursachen für beide Herkunftsstaaten analytisch  be-
stimmt. Im dritten Teil folgt eine Zusammenfassung sowie eine Bewertung 
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 Schmidt, Siegmar; Hellmann, Gunther; Wolf, Reinhard (Hg.) (2007): Handbuch zur deutschen 
Außenpolitik. 1. Aufl. Wiesbaden: VS Verlag für Sozialwissenschaften, S. 833  
22
 Bernauer, Thomas (2013): Einführung in die Politikwissenschaft. 2., überarb. Aufl. Baden -Baden, 




3. Deutsche Außenpolitik im multilateralen Kontext 
In der Politikwissenschaft besteht über den Begriff der Außenpolitik kein 
Konsens.23 Drei unterschiedliche Definitionen des Verständnisses von Au-
ßenpolitik habe ich für die Begriffsdefinition ausgewählt . Manfred Schmidt 
versteht unter Außenpolitik 
„die Summe aller Handlungen, Absichten und Erklärungen e i-
nes Staates, deren Bestimmung es ist, die Beziehungen des Staates 
zu anderen Staaten, Staatenbünden, Inter- oder Supranationalen Or-
ganisationen zu beeinflussen und zu regeln.―24 
Andreas Wilhelm hingegen definiert Außenpolitik als 
„ein nach außen orientiertes, zielgerichtetes und interessengeleitetes 
Entscheidungshandeln, mit klar erkennbaren Akteuren, insbesondere 
dem Staat als relativ bedeutsamsten Akteur [...] “.25 
Eine aktuelle Bezeichnung von Gunther Hellmann lautet:  
„Unter Außenpolitik werden jene Handlungen staatlicher Akteure zu-
sammengefasst, die auf die Ermöglichung und Herstellung von kollek-
tiv bindenden Entscheidungen in den internationalen Beziehungen ab-
zielen.―26 
Aus diesen Definitionen lassen sich einige Gemeinsamkeiten zusammenfas-
sen. Bestandteil aller Definitionen ist die „Benennung spezifischer Akteure, 
die Verfolgung bestimmter Interessen und grenzüberschreitende Handlungen 
gegenüber einem aus staatlichen und nicht-staatlichen Akteuren zusammen-
gesetzten Umfeld.―27 Außenpolitikforschung stellt demnach immer die Frage, 
wie sich politische Systeme gegenüber ihrer Umwelt verhalten und sich auf 
sie auswirken. Die Frage nach der Auswirkung der deutschen Außenpolitik 
ist Inhalt dieser Arbeit. 
                                                                
23
 Vgl. Colschen, Lars C. (2010): Deutsche Außenpolitik. 1. Aufl. Paderborn: Fink, S.14  
24
  Schmidt, Manfred G. (2010): Wörterbuch zur Politik. 3., überarb. und aktualisierte Aufl. Stut t-
gart: Kröner, S. 60 
25
 Wilhelm, Andreas (2006): Außenpolitik. München: Oldenbourg Wissenschaftsverlag, S.7 
26
 Hellmann, Gunther; Baumann, Rainer; Wagner, Wolfgang (2006): Deutsche Außenpolitik. Eine 
Einführung. 1. Aufl. Wiesbaden: VS Verlag für Sozialwissenschaften, S.15  
27




Bei der Außenpolitikanalyse ist es wichtig, den Akteur in dem Umfeld, in 
welches er eingebunden ist, zu betrachten.28 Außenpolitisches Handeln soll-
te daher auch immer in dem Umfeld betrachtet werden, in welches es einge-
bunden ist. Die Betrachtung der deutschen Außenpolitik findet in dieser A r-
beit vor allem im Rahmen der NATO, der UNO und der EU statt. Da die NA-
TO keiner supranationalen Organisation unterliegt ergibt sich, dass „alle Be-
schlüsse […] von den internationalen Vertretern einstimmig gefasst we r-
den―29 müssen. Ohne die Möglichkeit eines Vetos kann sich die NATO nur 
dem Instrument der ständigen Konsultation bedienen.30 Daraus ergibt sich, 
dass Deutschland allen Handlungen der NATO zugestimmt hat und somit je 
nach Beteiligungsgröße eine Mindestverantwortung trägt. Die EU stellt ne-
ben der NATO ebenfalls ein „multilaterales Element deutscher Außen - und 
Sicherheitspolitik― dar.31 Jedoch bedurften die für diese Arbeit relevanten 
Entscheidungen nicht immer einer Einstimmigkeit, wodurch das Handeln der 
EU und die Rolle der Bundesregierung innerhalb dieses Staatenverbundes je 
nach Fall bewertet werden. Als Mitgliedstaat der EU kann sich Deutschland 
jedoch nicht für deren Handeln vollkommen aus der Verantwortung ziehen. 
Außerdem besteht für die deutsche Außenpolitik das Prinzip des Multilatera-
lismus.32 Die deutsche Außenpolitik ist also in ein komplexes und vielseitiges 
multilaterales Konstrukt verstrickt, wodurch sich die Untersuchung der For-






                                                                
28
 Woyke, Wichard (Hg.) (2011): Handwörterbuch internationale Politik. 12., überarb. und aktual i-
sierte Aufl., Lizenzausg. Bonn: Bundeszentrale für Politische Bildung, S.3  
29
 Engel, Franz- Wilhelm (1957): Handbuch der NATO. Frankfurt am Main: Agenor Druck - und Ver-
lags- GMBH, S. 56 
30
 Vgl. Franz- Wilhelm Engel 1957, S. 56 
31
 Vgl. Milosevic, Nik (2012): Deutsche Kriegsbeteiligung und -verweigerung. Analyse der Einfluss-
faktoren im politischen Entscheidungsprozess der Fälle Kosovo, Afghanistan, Irak und Libyen. 
Hamburg: Diplomica Verlag, S.17 
32
 Vgl. Staack, Michael: Normative Grundlagen, Werte und Interessen deutscher Sicherheitspolitik. 




4. Analyse der Fluchtursachen 
Das BAMF gab an, dass keine Statistiken zu Fluchtgründen geführt werden. 
Eine Analyse des deutschen Asylverfahrens sowie der offiziellen Zahlen der 
Asylgeschäftsstatistik erlauben jedoch eine vermutete Darstellung der 
Fluchtursachen.33 Dabei werden die Voraussetzungen für die Zuerkennung 
von Flüchtlingsschutz den Zahlen der tatsächlich anerkannten Flüchtlinge 
gegenübergestellt. Die hier erzielten Ergebnisse sorgen für eine nennens-
werte Grundlage, welche anhand empirischer Beispiele bestärkt werden 
können. 
Nach Artikel 16a GG genießen politisch Verfolgte Asyl.34 Laut  § 3 Abs. 1 
AsylVfG wird einem Asylbewerber der Flüchtlingsstatus anerkannt, wenn er 
wegen seiner Rasse, Religion, Nationalität, politischen Überzeugungen oder 
seiner Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe, verfolgt wird. 35 
Nach § 4 Abs. 1 AsylVfG steht einem Asylsuchenden außerdem das Recht 
auf subsidiären Schutz zu, „wenn er stichhaltige Gründe fü r die Annahme 
vorgebracht hat, dass ihm in seinem Herkunftsland ein ernsthafter Schaden 
droht.―36 Deutschland ist darüber hinaus durch die Genfer Flüchtlingskonven-
tion aus dem Jahr 1951 zur Gewährung von Asyl und einem Mindestschutz-
standard für anerkannte politische Flüchtlinge verpflichtet.37 Auf dieser Basis 
der Voraussetzungen für Flüchtlingsschutz werden nun die tatsächlichen 
Anerkennungen erläutert und anschließend analysiert.  
 
                                                                
33
 Alle hier verwendeten Zahlen beruhen auf veröffentlichten Stat istiken des Bundesamts für Migra-




4-aktuelle-zahlen-zu-asyl.pdf?__blob=publicationFile , zuletzt aufgerufen am 05.12.2015, 11:30 
34
 Vgl. Grundgesetz Art 16a, in: Basistexte Öffentliches Recht vom 01.08.2012, 15. Auflage, S. 11  
35
 BAMF Flüchtlingsschutz, online zu finden unter 
http://www.bamf.de/DE/Migration/AsylFluechtlinge/Fluechtlingsschutz/fluechtlingsschutz -node.html, 
zuletzt aufgerufen am 04.11.2015, 11:00 (mögliche Änderungen durch das Asylverfahrensb e-
schleunigungsgesetz vom 23.10.2015) 
36
 Definition von ernsthaftem Schaden laut AsylVfG: die Verhängung oder Vollstreckung der Todes-
strafe, Folter oder unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Bestrafung oder  
eine ernsthafte individuelle Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit einer Zivilperson info l-
ge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen bewaffneten Konf-
likts. 
37
 Art. 1 Abs. 2 der Genfer Flüchtlingskonvention von 1951, in: Tomuschat, Christian / Walter, 





4.1. Fluchtursachen im Kosovo 
2012 lag die Schutzquote38 für kosovoalbanische Flüchtlinge bei 2% und 
verzeichnet seither einen gleichbleibenden, etwas abnehmenden Trend. 
Dieser als Schutzquote bezeichneter Prozentsatz betrug 2015 0,4%. Eine 
mögliche Begründung hierfür könnte sein, dass es sich bei kosovoalbani-
schen Asylbewerbern vorwiegend um Wirtschafts- und Armutsflüchtlinge 
handelt. Daraus ergibt sich die Frage, ob die Zahlen der vermuteten Wir t-
schafts- und Armutsflüchtlinge tatsächlich auf eine schlechte wirtschaftliche 
Lage des Kosovo zurückzuführen sind.  
Kosovo zählt als das ärmste Land auf dem Balkan und in ganz Europa.39 Bei 
einer Arbeitslosenquote von 43%, wobei 70% der unter Dreißigjährigen be-
troffen sind, leben 34-48% in Armut und weitere 8-12% in extremer Armut.40 
Für die jetzige schlechte wirtschaftliche Lage ist unter anderem der Bürger-
krieg der 90er Jahre verantwortlich. Konflikte in diesem Ausmaß bringen oh-
ne einen angemessenen und raschen Staatsaufbau immer wirtschaftlich ve r-
heerende Folgen mit sich.41  
All diese Faktoren sowie die Tatsache, dass der Kosovo mittlerweile als si-
cherer Herkunftsstaat definiert wird,42 deuten darauf hin, dass die Fluchtur-
sachen im Kosovo durch die schlechten wirtschaftlichen Verhältnisse be-
dingt sind, wodurch kosovoalbanische Flüchtlinge als Armuts- und Wirt-
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4.2. Fluchtursachen in Syrien 
Im Gegensatz dazu weisen die Zahlen zu Syrien einen ganz anderen Wert 
auf: 2012 lag die Schutzquote aller Asylanträge bei 95,1%.43 Dieser Prozent-
satz spricht schon damals von einer niedrigen Ablehnung was wiederrum 
schlussfolgern lässt, dass sich mehr als neun von zehn syrischen Flüchtlin-
gen nach den oben erläuterten Gesetzesgrundlagen auf der Flucht vor phy-
sischer und  psychischer Gewalt befinden. Auch in den Folgejahren ist die 
Schutzquote gleichbleibend hoch: 201344 bei 94,2%, 201445 bei 89,3% und 
201546 bei 91,2%. Die Zahl der syrischen Asylbewerber stieg rasant an: 
201243 lag sie noch bei 7.930, ein Jahr später stieg sie auf 12.863 an. 2014 
war sie um mehr als das Dreifache auf 41.100 angestiegen. 2015 beantrag-
ten 73.615 syrische Flüchtlinge in Deutschland Asyl. Vielsagend ist auch die 
Analyse der Zahlen von 2012: von 3100 Asylbewerbern im April 2012 stieg 
die Zahl bis Oktober 2012 um mehr als das Dreifache auf über 10.000 Asy l-
bewerber an.43 Dieser rasante Anstieg kann mit dem zeitgleichen Ausbruch 
des Bürgerkriegs erklärt werden und deutet ebenfalls darauf hin, dass der 
Großteil der syrischen Asylbewerber Kriegsflüchtlinge sind. Diese Annahme 
bildet die Grundlage für die vorliegende Arbeit. Es lässt sich schlussfolgern, 
dass syrische Asylbewerber zum Großteil aufgrund von push-Faktoren47  und 
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5. Die deutsche Außenpolitik im Kosovokonflikt 
Inhalt dieses Kapitels ist eine allgemeine Darstellung des Kosovokonflikts 
unter besonderer Berücksichtigung der Rolle der deutschen Außenpolitik. 
Nach einer kurzen Einführung in die für den Kosovokonflikt wesentlichen 
Bestandteile soll vor allem der NATO-Einsatz sowie die Anerkennungspolitik 
und somit die Intervention der EG untersucht werden. Anschließend wird die 
von Deutschland ausgehende Entwicklungshilfe beleuchtet .  
 
5.1. Hintergründe, Ablauf und Akteure 
Da der Höhepunkt des Zerfallprozesses Jugoslawiens 1991 mit dem Ausei-
nanderbrechen der Sozialistischen Föderativen Republik Jugoslawiens er-
reicht war,48 legt die Arbeit den Fokus auf den Konflikt in den 1990er Jahren.  
Das Auseinanderbrechen Jugoslawiens hatte vor allem die landesweite Ver-
stärkung der Nationalismen als Grundlage.49 Nach dem Tode Josip Broz Ti-
tos im Jahr 1980, der seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs diktatorischer 
Staatschef Jugoslawiens war, verstärkten sich die nationalistischen Bewe-
gungen zunehmend.50 
Mit der Unabhängigkeitserklärung Sloweniens und Kroatiens im Juni 1991 
wurden die Separationsbewegungen verstärkt.51 Durch die Aufhebung des 
Autonomiestatus des Kosovo und die wachsende Unterdrückung gegenüber 
Kosovoalbanern sprach sich die kosovoalbanische Bevölkerung im gleichen 
Jahr ebenfalls für die Unabhängigkeit der Provinz Kosovo aus,52 welche ihr 
allerdings untersagt wurde. Die überwiegend gewaltfreien und erfolglosen 
Widerstände der Kosovoalbaner mündeten schließlich in die Bildung der so-
genannten Befreiungsarmee des Kosovo (UCK).53 Die Versagung der völker-
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rechtlichen Anerkennung des Kosovo, die Aufhebung des kosovoranischen 
Autonomiestatuts und die anhaltende serbische Repression führten 1998 zur 
letzten Auseinandersetzung der Jugoslawienkriege, dem Kosovokrieg.54 Die 
ethnisch-territorialen und zunehmend gewalttätigen Auseinandersetzungen55 
fanden in der unmittelbaren Nähe der EG statt, wodurch eine internationale 
Reaktion nicht länger zu verhindern war.56 
 
5.2. Anerkennungspolitik57 
Obwohl die EG in Absprache mit den Vereinigten Staaten an der Einheit Ju-
goslawiens festhielt, erkannte die deutsche Bundesregierung gegen den Wil-
len ihrer Partner Slowenien und Kroatien im diplomatischen Alleingang am 
23.Dezember 1991 als Staat an.58 Jana Puglierin sieht in der nationalen 
Unabhängigkeit Sloweniens und Kroatiens „den Auftakt zu einem jahrelang 
währenden Krieg, der nacheinander alle jugoslawischen Teilrepubliken er-
fasste.―59 Dem Verhalten der Bundesrepublik folgten schließlich auch alle 
andere EG-Staaten und erkannten die beiden Republiken am 15.Januar 
1992 völkerrechtlich an.60 Eine Anerkennung des Kosovo blieb jedoch bis 
zum 17.Februar 2008 aus. Die frühe diplomatische Anerkennung der Repub-
liken Slowenien und Kroatien kann nach völkerrechtlichen Normen durchaus 
als Intervention im Rahmen des Interventionsverbots nach Kapitel 7 der UN-
Charta definiert werden. Die Frage, ob die Anerkennung schließlich als sinn-
voll betrachtet werden kann, wird weiterhin kontrovers diskutiert. 61 Unter Be-
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rücksichtigung der Tatsache, dass Deutschland ausschlaggebend an der 
Erarbeitung des Abkommens von Dayton62 beteiligt war ist es vor allem 
durch die Umstände der Anerkennung von Kroatien und Slowenien fraglich, 
warum die Kosovofrage im Abkommen von Dayton vollkommen ausgeklam-
mert wurde. Es bleibt umstritten, ob Deutschland als Initiator der Anerken-
nung Sloweniens und Kroatiens auch eine diplomatische Anerkennung des 
Kosovo hätte beschleunigen sollen um einer Eskalation des Konflikts entge-
genzuwirken. Das gegensätzliche Verhalten der Bundesregierung hat aber 
aus allen Perspektiven nicht zur Schlichtung des Konflikts beigetragen. 
 
5.3. Beteiligung der Bundesregierung an Kriegshandlungen im Balkan-
konflikt 
Problematisch zeigte sich die deutsche Anerkennungspolitik im kroatischen 
Bürgerkrieg: Um den Waffenstillstand nach dem Bürgerkrieg in Kroatien im 
Januar 1992 zu überwachen, entsandte die UNO Friedenstruppen. Obwohl 
die deutsche Bundesregierung die Entsendung befürwortete, lehnte sie unter 
Berufung auf das deutsche Grundgesetz eine Teilnahme deutscher Truppen 
an der Blauhelmmission generell ab.63 Als Initiator dieser Intervention durch 
rein diplomatische Bemühungen verweigerte die Bundesrepublik die von ihr 
anerkannten Staaten militärisch zu schützen. Sie war zwar bereit finanzielle 
und humanitäre Hilfe zu leisten, doch durch ihre anfängliche militärische Zu-
rückhaltung trug sie „nicht unwesentlich zur Eskalation des Balkankonflikts 
bei.―64 Im Rahmen der Überwachung des über Serbien und Montenegro ver-
hängten Handels- und Waffenembargos kam es in der Geschichte der Bun-
desrepublik am 15.Juli 1992 zum ersten internationalen Kampfeinsatz. 65 
Weitere vorsichtige Schritte der Kriegsbeteiligung wurden in den folgenden 
Jahren eingeleitet. Einen Höhepunkt erlangten die Kampfeinsätze durch die 
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Beteiligung von 4.000 Soldaten an der Friedensmission IFOR66, die der Im-
plementierung des Friedensabkommens und der Sicherung des Waffenstill-
standes diente.67  
 
5.4. NATO-Einsatz im Kosovo: Allied Force und Kosovo Force 
Deutschland hatte sich während der Krise als Vertreter einer friedlichen Dip-
lomatie bewiesen. Verhandlungsversuche wie der in Rambouillet waren trotz 
einiger Bemühungen auf multilateraler Ebene gescheitert.68 Die gewaltsame 
Handlungsweise der UCK findet eine Erklärung in den vorangegangenen 
Konflikten auf dem Balkan. Im Kosovo hatte sich der Standpunkt entwickelt, 
dass erst die bewaffneten Kämpfe im Land zu einem Eingreifen  der interna-
tionalen Gemeinschaft und schließlich auch zum Abkommen von Dayton ge-
führt hatten.69 Gewaltsame Auseinandersetzungen wurden somit als Voraus-
setzung für internationales Eingreifen gesehen, wodurch die Zunahme an 
Gewalttaten seitens der UCK erklärt werden kann. Anschläge der UCK führ-
ten jedoch nur zu noch gewaltsameren Reaktionen der serbischen Sicher-
heitskräfte bis hin zur Bekämpfung ethnischer Minderheiten .70 Dies veran-
lasste die NATO mit dem Einsatz militärischer Mittel zu drohen,71 was wie-
derrum zu einem Aufschwung der UCK führte. Diese mischten sich daraufhin 
immer mehr in das politische Geschehen ein und erlangten den Eindruck, 
mit Gewalt ihren Unabhängigkeitsbestrebungen „den notwendigen Nach-
druck verleihen― zu können.72 Währenddessen wirkten sich innenpolitische 
Veränderungen auf die deutsche Außenpolitik aus. Vor allem das Bündnis 
der Grünen wollte alle nationalen Streitkräfte abschaffen und sprach sich 
seit Jahren gegen eine militärische Intervention auf dem Balkan aus. 73 Doch 
mit dem Bürgerkrieg im Kosovo konfrontiert, entschied sich der Bundestag 
am 16.Oktober 1998 für eine deutsche Teilnahme am Militäreinsatz der NA-
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TO.74 Durch ihre Zustimmung zum Einsatz traf die Bundesregierung „eine 
Grundsatzentscheidung zugunsten außenpolitischer Kontinuitä t―.75 Der Eu-
ropäische Rat hatte zuvor eine Resolution verabschiedet, nach der die EU 
die NATO vorbehaltlos unterstütze. Dadurch befürworteten selbst neutrale 
Mitgliedstaaten der EU die Militäraktion gegen Serbien. Differenzen zwi-
schen der NATO und der EU waren daher nicht zu erwarten,76 wodurch auch 
die EU eine Mitverantwortung am Kampfeinsatz trägt. Am 24.März 1999 lei-
tete die NATO die Operation Allied Force ein.77 Hauptziel war der serbische 
Diktator Slobodan Miloṡević.78 Die Bundesrepublik beteiligte sich ohne Ein-
wände von Beginn an an dem Luftkrieg gegen militärische Ziele im gesamten 
Gebiet Jugoslawiens.79 Mit mehr als 6.500 Soldaten80 stellte die Bundesre-
publik einen qualitativ sehr hochwertigen Beitrag zur Mission,81 welche je-
doch ambivalente Meinungen hervorrief. Gegner sagten dem Einsatz nach, 
dass „die serbische Kriegsführung […] zur offenen Massenvertreibung und 
zu Deportationen―82 überging. Die Zahl der Flüchtlinge stieg also erstmal an, 
bis nach elf Wochen die Kampfhandlungen ein Ende fanden. Am erfolgrei-
chen Erlangen des Waffenstillstandes war die Bundesregierung maßgeblich 
beteiligt: sie hatte „die Notwendigkeit der Einbindung Moskaus― 83 rechtzeitig 
erkannt und forciert, wodurch Russland als Partner der serbischen Regie-
rung wegbrach und die nötigen Voraussetzungen für die Kapitulation Ser-
biens schaffte.84 Die internationale Friedenstruppe K-FOR85  wurde unter Be-
fehl der NATO in den Kosovo entsandt. Als sogenannte „lead nation― über-
nahm die Bundesrepublik die volle Verantwortung für einen eigenen Sektor 
im Rahmen dieser Mission.86  
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Jürgen Elsässer zitiert in seinem Werk „Kriegslügen― eine Lageanalyse des 
Auswärtigen Amts, in der es heißt: „Die durch die Presse wiederholt geme l-
deten Massaker und Meldungen über Massengräber trugen zur Beunruh i-
gung der Flüchtlinge bei, konnten jedoch durch internationale Beobachter 
bislang nicht bestätigt werden.―87 Daraus ergibt sich der Verdacht, der von 
der NATO verurteilte Völkermord sei nur ein Vorwand für eine Intervention. 
Da der hier zitierte Lagebericht nicht zur Veröffent lichung bestimmt war und 
daher nicht vorliegt, ist eine Untersuchung dieser Vorwürfe an dieser Stelle 
nicht möglich. 
  
5.4.1. Folgen des NATO- Einsatzes 
Laut Aussagen der Bundeszentrale für politische Bildung (bpb)  „heizte der 
NATO-Bombenkrieg serbische An- und Übergriffe bis hin zu  ethnischen 
Säuberungen auf Kosovoalbaner an: Innerhalb weniger Tage mussten rund 
800.000 Menschen – etwa die Hälfte der Bevölkerung – aus dem Kosovo 
fliehen oder wurden vertrieben, 10.000 Kosovo-Albaner wurden getötet.―88 
Viel mehr als ein erzwungener Waffenstillstand konnte allerdings nicht er-
reicht werden, so dass die ethnisch-territorialen Auseinandersetzungen auch 
bis heute kein Ende gefunden haben.89 Von den militärischen Einsätzen ab-
gesehen, stellte Deutschland im Vergleich zu ihren Bündnispartnern die um-
fangreichste humanitäre Hilfe, wobei hierdurch vor allem eine Migrationswel-
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5.4.2. Völkerrechtswidrigkeit des NATO- Einsatzes im Kosovo 
Hervorzuheben ist in diesem Kontext ferner, dass für den Militärschlag der 
NATO kein Mandat der UNO bestand.91 Nach der gegebenen Völkerrechtsla-
ge ist eine Intervention nur durch ein Mandat des UN-Sicherheitsrates ge-
rechtfertigt.92 Auch Alt-Bundeskanzler Helmut Schmidt von der SPD lehnte 
den NATO-Einsatz als völkerrechtswidrig ab.93 In dem Resolutionsentwurf 
S/1999/238 verurteilte der UN-Sicherheitsrat drei Tage nach den ersten 
Luftangriffen das Handeln der NATO und erklärte, dass „eine derartige ein-
seitige Gewaltanwendung einen flagranten Verstoß gegen die Charta der 
Vereinten Nationen […] darstellt―.94 Der Staatenbund Serbien-Montenegro 
hatte 2010 gegen die acht NATO-Staaten Deutschland, Belgien, Großbritan-
nien, Kanada, Frankreich, Italien, die Niederlande und Portugal eine Klage 
erhoben. Die Klageerhebung basierte auf dem Vorwurf durch den Einsatz im 
Kosovo „eine Reihe schwerer Völkerrechtsverletzungen begangen zu ha-
ben.―95 Die Klage wurde aus Formfehlern abgelehnt. Eine Prüfung der Völ-
kerrechtswidrigkeit des Einsatzes hat es infolgedessen nie gegeben. Eine 
gültige Stellungnahme der Bundeswehr bleibt aus. Auf ihrer offiziellen Inte r-
netseite verweist die Bundeswehr auf die UN-Resolution 1244 vom 10.Juni 
1999, welche jedoch keinerlei Aufforderungen zu Kampfhandlungen beinha l-
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In einem Interview vom 09.Juni 2013 erklärte Guido Westerwelle von der 
FDP, dass Deutschland einen großen Beitrag zur Normalisierung im Kosovo 
beigetragen hat.97 Die hohen Zahlen von Asylbewerbern aus dem Kosovo 
sprechen allerdings gegen eine deutliche Normalisierung. Deutschland ver-
sprach im Zuge der Kriegsbeteiligung dem Land anschließend wieder auf die 
Beine zu helfen. Im ersten Teil werden die genauen Ziele der  Bundesrepub-
lik Deutschland wiedergegeben um anschließend die tatsächlich stattgefun-
dene Entwicklungshilfe und deren verzeichneten Erfolge zu analysieren.  
 
5.5.1. Ziele 
Im Rahmen des Bürgerkriegs im Kosovo verabschiedete der UN-
Sicherheitsrat die Resolution 1244, welche einen Friedensplan für den Ko-
sovo beinhaltet.  
In der S/RES/1244 begrüßt der Sicherheitsrat  
„die in der Europäischen Union und anderen internationalen Organisa-
tionen gegenwärtig geleistete Arbeit mit dem Ziel, einen umfassenden 
Ansatz für die wirtschaftliche Entwicklung und Stabilisierung der von 
der Kosovo-Krise betroffenen Region zu entwickeln, einschließlich der 
Umsetzung eines Stabilitätspakts für Südosteuropa unter breiter inte r-
nationaler Beteiligung, um die Förderung der Demokratie, wirtscha ftli-
chen Wohlstands, der Stabilität und der regionalen Zusammenarbeit 
zu begünstigen.―98 
Auch die Stimmen deutscher Politiker versprachen der Öffentlichkeit eine 
rasche Unterstützung und einen Wiederaufbau. So verkündete Alt-
Bundeskanzler Gerhard Schröder von der SPD am 29.Juni 2001:„Es muss 
rasch und zügig und umfassend geholfen werden.―99 Derzeitiger Bundesmi-
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nister des Auswärtigen, Frank-Walter Steinmeier, schloss sich dieser Aus-
sage am 20.Februar 2008 mit den Worten „jetzt müssen wir eben mit aller 
Kraft gemeinsam versuchen den Kosovo und seine Menschen zu unterstü t-
zen ―100 an.  
Die Resolution stellte den Kosovo unter eine internationale Übergangsve r-
waltung, die sogenannte „United Nations Interim Administ ration Mission in 
Kosovo― (UNMIK).101 Die UNMIK-Verwaltung wurde in vier Säulen aufgeteilt, 
wobei jede Säule in den Aufgabenbereich einer anderen Organisation fiel. 
Die ersten beiden Säulen „Polizei und Justiz― und „Zivilverwaltung― unterlie-
gen demnach der UNO. Die dritte Säule „Aufbau demokratischer Strukturen―  
unterliegt der OSZE und die vierte Säule „Wiederaufbau und wirtschaftliche 
Entwicklung― der EU.102 Seit Ende 2008 unterstützt EULEX, Rechtsstaatmis-
sion der Europäischen Union, „die kosovoranischen Behörden beim Aufbau 
eines multiethnischen Justiz-, Polizei- und Zollwesens und bei der Einfüh-
rung rechtsstaatlicher Standards.―103  Eine vergleichbar große Mission hat es 
im Rahmen der Gemeinsamen Sicherheits- und Verteidigungspolitik (GSVP) 
der EU zuvor noch nie gegeben.104 Der Kosovo stand im Zeitraum 2000 bis 
2011 auf Platz 97 von 181 auf der Liste der Empfänger deutscher Entwick-
lungshilfe. Im Zeitraum 1999 bis 2007 erhielt der Kosovo  3,5 Milliarden Euro 
Entwicklungshilfe, davon zwei Drittel von der Europäischen Kommission und 
den EU-Mitgliedstaaten.105 Im Jahr 2014 erhielt der Kosovo 32,59 Millionen 
Euro deutscher staatlicher Mittel für Entwicklungszusammenarbeit. 106 An-
hand der verorteten Ziele werden daran anknüpfend die Erfolge der Entwick-
lungshilfe dargelegt. 
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Im Hinblick auf den vielversprechenden Staatsaufbau der UNO, der OSZE, 
der EU und Deutschlands stellt sich die Frage, warum der Kosovo im ersten 
Halbjahr 2015 der zweitgrößte Herkunftsstaat von Flüchtlingen war. 107 Im 
Sonderbericht Nummer 18 des Europäischen Rechnungshofes verzeichnen 
die Hilfseinsätze der EU im Kosovo nur bescheidene Erfolge. Für diese 
Diagnose werden unterschiedliche Gründe angeführt. So erwies sich die 
Verwaltung als lückenhaft und Ziele wurden nicht eindeutig genug def i-
niert.108  
Franziska Krämer lobt die Pläne der an dem Staatsaufbau beteiligten inter-
nationalen Organisation. „Die Umsetzung dieser an sich klaren Strukturen 
glich jedoch eher einem Durcheinander an Kompetenzen.―109 Auch die zur 
Verfügung gestellten deutschen staatlichen Mittel sind in ihrer Wirkung ums-
tritten. Dabei geht es um die Tatsache, dass Gelder der Entwicklungshilfe 
auch in die Subvention von Studierenden in Deutschland oder in Rückkehr-
hilfen investiert werden.110 Ein weiteres unbestrittenes Problem ist Korrupt i-
on. In einem von EULEX veröffentlichen Bericht vom 31.März 2015 heißt es 
dazu: „Die Situation ist, wie auch schon zu Beginn der Mission, besorgnise r-
regend. Korruption ist allgegenwärtig.―111 Die mit jährlich rund 250 Millionen 
Euro subventionierte Mission EULEX gilt folglich als gescheiter t. Korruption 
definiert Rainer-Olaf Schultze als  
„Missbrauch öffentlicher Macht, Ämter, Mandate zum eigenen privaten 
Nutzen und/oder zum Vorteil Dritter durch rechtliche oder auch soziale 
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Normenverletzungen, die in der Regel geheim, gegen das öffentliche 
Interesse gerichtet und zu Lasten des Gemeinwohls erfolgen.―112 
Laut Transparency International Corruption Perceptions Index befand sich 
Kosovo 2014 auf Platz 110, wobei 1 für den niedrigsten und 175 für den 
schlimmsten Grad an Korruption steht.113 Der in der Resolution 1244 enthal-
tene Friedensplan regelt die „Stabilisierung der von der Kosovokrise betrof-
fenen Region―114 sowie den Aufbau der Staatsstruktur. Demnach stellt sich 
die Frage, wie es in einem von der UNO, der OSZE und der EU aufgebauten 
Staat  überhaupt zu Korruption kommen kann. Dr. Vedran Džihić, Professor 
für Politikwissenschaft an der Universität in Wien, sieht dafür folgende Ursa-
che: 
„Die Justiz ist politisch unterwandert. […] Wenn man sagt man über-
nimmt den Aufbau einer kompletten Gesellschaft von null auf, dann 
hätte man einen Strich ziehen können […] Man hätte von Beginn an 
rechtsstaatliche Prozesse gegen unterschiedliche Leiter machen müs-
sen.―115 
Der Balkanexperte zieht den Schluss, dass Deutschland bei dem Aufbau des 
Kosovo bislang versagt hat, da er auf Politiker setzt, die in Verbindung zu 
Korruption und schwersten Verbrechen stehen. Außenminister des Kosovo 
und ehemaliger Guerillachef Hashim Thaçi sowie Ramush Haradinaj, Pre-
mierminister des Kosovo von 2004-2005, spielen dabei wichtige Rollen.116 
Über sie bestehen laut Bundesnachrichtendienst „engste Verflechtungen 
zwischen Politik, Wirtschaft und international kooperierender OK-
Strukturen117 im Kosovo. Die dahinter stehenden kriminellen Netzwerke fö r-
dern dort die politische Instabilität.―118 Der Europäische Rechnungshof fasst 
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am Ende seines Sonderberichts zusammen: „Trotz erheblicher EU-Hilfe sind 
die Fortschritte bei der Verbesserung der Rechtsstaatlichkeit begrenzt, und 
das Ausmaß von organisierter Kriminalität und Korruption bleibt hoch.― 119 
Das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(BMZ) sieht in Korruption eine Hemmung von Entwicklung. Sie „trägt zu an-
dauernder Armut bei. Gleichzeitig untergräbt sie die Effizienz und Effektivität 
von Entwicklungszusammenarbeit. Ihre Bekämpfung ist darum ein wichtiges 
Ziel der deutschen Entwicklungszusammenarbeit.―120 Die vorherrschende 
Korruption und der misslungene Staatsaufbau scheinen somit in einer 
Wechselwirkung zueinander zu stehen. 
 
5.6. Zwischenbilanz:  erfolgreiches Krisenmanagement und unzureichen-
de Entwicklungshilfe 
Durch die frühe Anerkennungspolitik, die zurückhaltende militärische Beteil i-
gung und schließlich die Zusage zu einer Intervention im Rahmen der NATO 
verfolgte Deutschland eine kontroverse und stark wechselhafte Außenpolitik. 
Hauptsächlich durch die Anerkennung Serbiens und Kroatiens sowie das 
Auslassen desgleichen für den Kosovo geriet die deutsche Bundesregierung 
vermehrt in Kritik. Ein weiterer Vorwurf lautet, dass die Bundesregierung 
stets eigene innenpolitische Interessen vertreten hat. Eines der durch die 
Luftangriffe angestrebten Ziele wird unter anderem als „die Verhinderung 
einer weiteren Zuwanderung von kosovoalbanischen Flüchtlingen nach 
Deutschland―121 definiert. Auch der Begriff „Kriegsverbrechen― wird heute 
noch in Verbindung mit dem NATO-Angriff im Kosovo gebracht.122 Die Völ-
kerrechtswidrigkeit der NATO-Luftangriffe ist nach der derzeitigen Geset-
zesgrundlage unbestritten und war ein offensichtlicher Verstoß gegen die 
UN-Charta, das NATO-Statut und das deutsche Grundgesetz.123 Der militäri-
sche Erfolg der Mission bleibt jedoch unbestritten: e in Waffenstillstand wur-
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de erzwungen und gleichzeitig konnte ein erneuter gewaltsamer Ausbruch 
des Konflikts bisher verhindert werden. Deutschland trägt bei diesem Ergeb-
nis eine bedeutsame Rolle. Im Jahr 2013 stimmte der Deutsche Bundestag 
für die Fortsetzung einer deutschen Beteiligung an K-FOR.124 Die weiter fort 
bestehende militärische Präsenz rechtfertigt die Annahme, dass Deutsch-
land seiner Verantwortung als Kriegsbeteiligter im Kosovokonflikt nachge-
kommen ist. Laut Bundesregierung lässt sich die Lage im Kosovo als weiter-
hin „ruhig und stabil―, aber auch „angespannt― charakterisieren.125 Allerdings 
wird das Handeln der internationalen Gemeinschaft vermehrt durch „Unen t-
schiedenheit, Wankelmütigkeit [und] Sprunghaftigkeit―126 definiert.  Aufgrund 
der Verhinderung erneuter gewaltsamer Ausbrüche scheint die deutsche Kri-
senbewältigung und –nachsorge im allgemeinen Konsens jedoch erfolgreich.  
Im Gegensatz dazu ist die an die Kriegshandlungen anknüpfende Entwick-
lungshilfe weniger gelungen. Viele Projekte gelten vor allem durch die vor-
herrschende Korruption als gescheitert. Dabei hatten sich die Mitgliedstaa-
ten der UNO verpflichtet, „einen umfassenden Ansatz für die wirtschaftliche 
Entwicklung und Stabilisierung der von der Kosovokrise betroffenen Region 
zu entwickeln.―127 Auch Deutschland hatte dem Staat versprochen beim Auf-
bau und bei der Stabilisierung des Landes zu helfen. Doch die wirtschaftlich 
schlechte Lage und die hohen Flüchtlingszahlen sprechen für einen geschei-
terten Staatsaufbau und eine erfolgslose Entwicklungspolitik. Zusammenfas-
send lässt sich sagen, dass der von der Bunderegierung versprochene Auf-
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6. Die deutsche Außenpolitik im Syrienkonflikt 
Die Redaktion des „Stern― schien sich in ihrer 39. Ausgabe vom 17.August 
2015 uneinig. Die Titelstory lautete „Brennpunkt Syrien-Fluchtpunkt 
Deutschland―. Der Redakteur Steffen Gassel schrieb als Einleitung seines 
Berichts „Jahrelang hat der Westen dem Morden in Syrien tatenlos zuge-
schaut. Trotz endloser Flüchtlingstrends wagt niemand, den Hauptschuld i-
gen anzugehen: Diktator Baschar al-Assad―.128 In der gleichen Ausgabe rief 
Hans-Ulrich Jörges, Mitglied der Stern-Chefredaktion, zum Feldzug mit Ame-
rikanern und Russen gegen den sogenannten Islamischen Staat (IS). Um 
das Flüchtlingselend zu beenden gilt es, diese Terrororganisation zu zer-
schlagen.129 Baschar al-Assad mit seinen blutigen Kämpfen und die aufstän-
dischen Terrormilizen, allen voraus der IS, scheinen somit Hauptursache für 
den Migrationsstrom zu sein. Eine Analyse dieser beiden Faktoren ist Ziel 
dieses Kapitels. Zuerst wird der Syrienkonflikt in einer kurzen Einleitung 
präsentiert. Danach soll dargestellt werden, warum Deutschland im Rahmen 
der internationalen Gemeinschaft durch mangelnde Taten zur Eskalation des 
Konflikts beigetragen hat. Daran anschließend werden spezifische, vorwie-
gend rüstungsexportorientierte bilaterale Beziehungen zwischen Deutsch-
land und Syrien vorgestellt und die Legitimierung von Diktaturen durch das 
Unterhalten diplomatischer Beziehungen kritisiert. Am Schluss wird die 
mangelhafte Anti-Terror-Politik Deutschlands erörtert, durch die Deutschland 
zum Erstarken des IS beigetragen haben soll.  
 
6.1. Hintergründe, Ablauf und Akteure 
Während des arabischen Frühlings protestierte die syrische Bevölkerung An-
fang 2011 in erster Linie gegen politische und wirtschaftliche Missstände.130 
Die Eskalation dieser friedlichen Proteste war Auslöser für die seitdem be-
stehenden militärischen Auseinandersetzungen zwischen der Regierung un-
ter dem Präsidenten Baschar al-Assad und den Kämpfern verschiedener 
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Oppositionsgruppen. 2012 sprachen internationale Organisationen offiziell 
von einem Bürgerkrieg.131 Im mittlerweile vierten Kriegsjahr ist der Bürger-
krieg in viele Einzelkonflikte zerfallen und hat sich zu einem Krieg geostra-
tegischer Dimensionen entwickelt.132 So komplex wie die Zahl innerstaatl i-
cher Akteure erweist sich auch die Zahl ausländischer Akteure, die ebenfalls 
kaum mehr zu fassen ist.133 Die akute Gefährdung der Staatlichkeit führt  zu 
einem Vakuum, welches nichtstaatliche Akteure auffüllen.134 Je länger der 
Konflikt anhält, desto mehr erstarken lokale Herrscher135 und desto geringer 
wird die Wahrscheinlichkeit, dass der Aufstand ein jähes Ende findet oder 
die Regierung noch gestürzt werden kann.136 Eine Intervention der interna-
tionalen Gemeinschaft hätte also am Anfang der Aufstände die größten Er-
folge verzeichnet.  
 
6.2. Deutsche Außenpolitik im Rahmen der internationalen Gemeinschaft 
Im Folgenden wird diskutiert, warum Deutschland im Rahmen der internatio-
nalen Gemeinschaft nicht in das Geschehen in Syrien eingegriffen hat und 
die sich daraus ergebenden Konsequenzen erörtert.  
 
6.2.1. Rechtliche Grundlagen 
Aufgrund der Geschehnisse in Syrien ergeben sich für die internationale 
Gemeinschaft unterschiedliche rechtliche Grundlagen, die eine Intervention 
rechtfertigen. Als Mitgliedstaat der UNO zählen diese Grundlagen für die 
Bundesregierung Deutschland ebenso wie für alle anderen Mitgliedstaaten.  
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Seit 2005 besteht die sogenannte Schutzverantwortung137, nach der Staaten 
bei schweren Menschenrechtsverletzungen intervenieren dürfen.138 Außer-
dem bieten massive Menschenrechtsverletzungen nach Art.  41 UN-Charta 
Anlass für die Verhängung von Kollektivmaßnahmen.139 Der Sicherheitsrat 
kann nach Kap. 7 UN-Charta also geeignete Maßnahmen festlegen um einen 
Frieden zu erzwingen.140 Eine Fülle an Resolutionen des Sicherheitsrates 
belegen, dass es in Syrien seit Ausbruch des Bürgerkrieges zu schweren 
Menschenrechtsverletzungen wie dem Einsatz von Chemiewaffen und Bom-
bardierungen von zivilen Zielen gekommen ist.141 Der Sicherheitsrat ist das 
einzige Hauptorgan der Vereinten Nationen, dessen Entscheidungen für alle 
Mitglieder der Vereinten Nationen bindend sind.142 Durch den Vorrang des 
Sicherheitsrates lässt sich der Schluss ziehen, dass den Resolutionen ein 
rechtlich bindender Charakter zukommt.143 Als Mitgliedstaat der UNO unter-
liegt Deutschland der Pflicht, die Durchsetzung dieser Resolutionen zu fö r-
dern und zu gewährleisten. Die Resolutionen sind daher ein ausreichendes 
Indiz um eine humanitäre Intervention zu rechtfertigen, wodurch eine klare 
Abdeckung der rechtlichen Frage gegeben ist. Die Tatsache, dass die inte r-
nationale Gemeinschaft trotz der rechtlichen Grundlage für die Rechtfert i-
gung einer Intervention in Syrien nicht eingreift  wird im Folgenden dargelegt. 
 
6.2.2. Die Tatenlosigkeit der internationalen Gemeinschaft: Sank-
tionen, militärische Interventionen und Eindämmung aus-
ländischer Akteure 
Trotz der rechtlichen Grundlage für eine humanitäre Intervention fiel die 
internationale Gemeinschaft in den letzten Jahren vor allem durch Tatenlo-
sigkeit auf und handelte wenn überhaupt nur zögerlich. Verhängte Sanktio-
nen waren für die meisten Staaten das Maximum an Intervention. Trotz ste-
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tig steigender Todeszahlen und dem Einsatz von Chemiewaffen sieht sich 
die internationale Gemeinschaft nicht zum Handeln gezwungen.144 Die Im-
plementierung des Sechs-Punkte-Plans145 durch den Sondergesandten Kofi 
Annan hat bis heute nicht den geforderten Waffenstillstand erwirken können. 
Der nächste Teil widmet sich der Darstellung unterschiedlicher möglicher 
Interventionen, welche fast ausnahmslos in Syrien versäumt wurden und zur 
Deeskalation des Konflikts hätten beitragen können. 
Personen- und Waffenembargos der EU ergeben sich aus den Verordnungen 
36/2012 und VO 2015/1828 sowie aus den Beschlüssen 2013/255/GASP, 
2015/973 und 2015/1836.146 In ihrer Wirkung entfalten die Sanktionen Be-
schränkungen bezüglich Rohöl- und Erdölerzeugnissen, Ausrüstung für 
Internet- und Telefonüberwachung, Flüge syrischer Fluglinien, Finanzdienst-
leistungen etc.. Die angedrohten Strafmaßnahmen unterstehen jedoch eini-
gen Ausnahmeregelungen. So können Güter zur finanziellen Unterstützung 
der syrischen Opposition in besonderen Fällen geliefert werden. Deutsch-
land hat sich als Mitglied der EU an den Sanktionen zu beteiligen, allerdings 
bestehen keine offiziellen Dokumente zu der Durchsetzung der Sanktionen 
der deutschen Regierung. Die Verabschiedung der einschlägigen Verord-
nungen und Beschlüsse ist zu begrüßen, kann ohne literarische Grundlage 
an dieser Stelle jedoch nicht weiter erarbeitet werden. 
Eine weitere mögliche Intervention ist militärischer Art. In Bosnien und in 
Lybien hatte eine militärische Intervention der internationalen Gemeinschaft 
auf der Grundlage der kollektiven Sicherheit den Konflikt beenden können. 
Während es in Bosnien 1995 zum Vertrag von Dayton gekommen ist, konnte 
der Diktator Muammar al-Gaddafi in Lybien gestürzt werden.147 Eine Vielzahl 
an Autoren fordert vom Westen auch im Syrienkonflikt eine militärische 
Intervention. Richard Falk vertritt die Meinung, dass verantwortungsbewuss-
te Regierungen solch verheerende Menschenrechtsverletzungen 
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schnellstmöglich beendet hätten, während sich die EU weiterhin moralisch 
unakzeptabel und leichtsinnig verhält.148 
Eine andere mögliche Intervention wäre die Einrichtung einer Flugverbots-
zone. Dafür bedarf es einem UN-Mandat, welches ohne die Zustimmung 
Russlands nicht zustande kommt.149 An dieser Stelle ist zu sagen, dass die 
syrische Bevölkerung vergebens auf das Einrichten einer Flugverbotszone 
wartet, durch die das Regime von Assad zum Sturz gebracht werden könn-
te.150 Die Außenminister Westerwelle und Steinmeier lehnen die Forderung 
der türkischen Regierung nach der Einrichtung einer Flugverbotszone an der 
türkischen-syrischen Grenze strikt ab.151 Im Gegensatz dazu werden bezüg-
lich militärischer Interventionen derzeit andere Vorwürfe entgegengebracht: 
die deutsche Invasion in Kooperation mit anderen westlichen Verbündeten 
im Irak 2003 habe dem IS den Boden bereitet.152 Michael Lüders, deutscher 
Politik- und Islamwissenschaftler, ist sich dessen s icher: „Der Islamische 
Staat ist entstanden auf den Trümmern des irakischen Staates nach dem 
Sturz von Saddam Hussein […].―153 Neben Saddam Hussein soll auch die 
Ausschaltung anderer Diktatoren wie Muammar al-Gaddafi in Libyen zur 
Destabilisierung der Region beigetragen haben.154 An dieser Stelle ist jedoch 
zu vermerken, dass sich Deutschland stets gegen eine Beteiligung am Irak-
krieg ausgesprochen hat.155 
Wie soeben erläutert verhindert Russland als ständiges Mitglied des UN- 
Sicherheitsrates das Verabschieden ausschlaggebender Resolutionen und 
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ist, neben dem Iran, Assads größter Unterstützer. In Syrien überschneiden 
sich unterschiedliche ausländische Interessen.156 Im Fokus steht der Vor-
wurf, dass Deutschland die Eindämmung der ausländischen Akteure bisher 
versäumt hat.  
Während die USA gegen den IS kämpfen und Assad stürzen wollen, unters-
tützt die Russische Föderation das Assad- Regime und die Türkei bekämpft 
syrische Kurden sowie Assad. Saudi- Arabien hingegen stellt sich auf die 
Seite des IS und will die schiitische Herrschaft vernichten. Seit den An-
schlägen von Paris am 13.November 2015 hat Frankreich dem IS den Krieg 
erklärt während Russland und der Iran Assad unterstützen und den IS und 
andere Rebellen bekämpfen.157 Russlands Vorgehen könnte sich durch die 
internationale Ausgeschlossenheit ergeben, mit der sich der Staat seit dem 
Kalten Krieg konfrontiert sieht. Die militärische Unterstützung Assads könnte 
daher als Versuch gesehen werden, internationalen Einfluss zurückzugewin-
nen. „Russlands Bedürfnis nach politischer Wertschätzung erfordert daher 
eine diplomatische Initiative des Westens, die Washington und Berlin ge-
meinsam tragen sollten.―158 Doch auch Katar und Saudi-Arabien beheizen 
den Konflikt weiter an, indem sie die Rebellen unterstützen.159 Rupert Neu-
deck sieht den Westen dazu verpflichtet, das Eingreifen dieser Länder zu 
unterbinden und sie dazu zu bewegen, Assad fallen zu  lassen und damit ein 
frühzeitiges Ende des Konflikts herbeizuführen.160 Vor allem die Unterstüt-
zung aus Russland und dem Iran wird den Sturz Assads hinauszögern: eine 
realistische Zukunft seiner Regierung bestünde allerdings nicht,161 da er sich 
durch den gegen sein Volk geführten Krieg  nicht auf Dauer halten wird und 
er „die Logik der Gewaltherrschaft nicht durchbrechen― kann und will .162 Die 
weitere Unterstützung von Assad führt somit lediglich dazu, den Konflikt in 
die Länge zu ziehen und das Ausmaß der Gewalt und somit auch die Zahl 
der Flüchtlinge zu erhöhen. Deutschland hätte Moskau und Teheran zum 
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Beispiel im Atomstreit entgegen kommen können.163 Doch mögliche erfolgs-
versprechende Versuche Deutschlands, die ausländischen Akteure einzu-
dämmen, blieben aus. Hinzu kommt, dass Russland und China auch andere 
Schritte des Sicherheitsrates unterbinden. Weil Russland und China ihr Veto 
gegen eine UN-Resolution, die Untersuchungen gegen die syrische Regie-
rung und gegen Rebellen gefordert hatte, eingelegt haben, wird die Tatenlo-
sigkeit der internationalen Gemeinschaft wohl bis auf Weiteres fortbeste-
hen.164 Deutschland hat wie die anderen zwölf Mitgliedstaaten der Resoluti-
on zugestimmt und damit auch die Bereitschaft gezeigt, im Sinne der kollek-
tiven Sicherheit tätig zu werden.  
Deutschland hätte durch die Eindämmung der ausländischen Akteure eine 
zunehmende Eskalation des Konflikts frühzeitig verhindern können und so-
mit zur Abwehr der Fluchtursachen beigetragen. 
 
6.3. Rüstungsexport 
Inhalt dieses Kapitels ist erstens eine knappe Darstellung des deutschen 
Rüstungsexports nach Syrien und in benachbarte Regionen sowie eine an-
schließende Bewertung militärischer Unterstützung.  
Die Bundesrepublik belegte 2014 im weltweiten Ranking der Waffenexporte 
Platz 4.165 Die Bundesrepublik Deutschland verfolgt nach Angaben des Bun-
desministeriums für Wirtschaft und Energie (BMWi) eine „zurückhaltende 
Rüstungsexportpolitik.―166 Kriegswaffenexporte sind dabei generell genehmi-
gungspflichtig und werden nur erteilt, wenn „besondere außen - oder sicher-
heitspolitische Interessen der Bundesrepublik Deutschland―167 bestehen. 
Nach den politischen Grundsätzen der Bundesrepublik wird eine Genehmi-
gung zur Ausfuhr von Rüstungsgütern untersagt, „wenn hinreichender Ve r-
dacht besteht, dass diese [Rüstungsgüter] zu […] fortdauernden und syste-
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matischen Menschenrechtsverletzungen missbraucht werden.―168 Des Weite-
ren sollen Rüstungsexporte in Länder, welche sich in bewaffneten Ausei-
nandersetzungen befinden, nicht genehmigt werden.169  
 
6.3.1. Waffenembargo   
Die Bundesregierung beteiligte sich ab dem 09.Mai 2011 am Waffenembargo 
der EU gegen Syrien.170 Trotzdem wurden im Zeitraum 2012 bis 2014 Waffen 
im Wert von über zwölf Millionen Euro nach Syrien exportiert.171 Allein im 
Jahr 2014 exportierte die Bundesregierung Waffen im Wert von 1,57 Millia r-
den Euro in Länder des Nahen Osten.172 Selbst auf dem Portal der Haupt-
stadt Berlin wird dem Rüstungsexport eine wichtige Rolle bei der Verursa-
chung von Fluchtursachen zugeschrieben.173 
 
6.3.2. Militärische Unterstützung der Rebellen 
Auf der Grundlage der anhaltenden Konflikte und der zunehmenden Unters-
tützung des Assad-Regime durch ausländische Akteure stellt sich für 
Deutschland und auch andere Staaten die Frage, ob eine militärische Un-
terstützung kurdischer Rebellen sinnvoll ist und auf lange Sicht deeskalie-
rend wirken kann. Eine eindeutige Beantwortung dieser Frage ist nicht mög-
lich. Die Bundeswehr hat in Kurdistan bisher 4.700 Peschmerga174 ausgebil-
det und wird in Zukunft in Erbil die Zahl der 100 ausgebildeten Soldaten auf 
150 erhöhen. Neben der Ausbildung wäre aber auch ein umfangreicher Rüs-
tungsexport nötig. Allerdings schreckt die Bundesregierung aufgrund der 
rechtlichen Grundlage vor Rüstungsexporten zurück und ist sich bewusst, 
dass das Ziel der Kurden den Konflikt nicht in seiner Gänze lösen wird, da 
die „Etablierung eines kurdischen Staates […] räumlich begrenzt― ist. 175 
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Deutschland stellt mit diesem Handeln ein Exempel für die EU dar: bei der  
militärischen Unterstützung von Rebellen beziehungsweise der Regierung 
verhielten sich die Länder und vor allem Deutschland nicht konsequent. 176 
 
6.4. Mangelhafte Anti-Terror-Politik 
Der Bundesregierung und insbesondere dem Verfassungsschutz wird unter 
anderem vorgeworfen, keine ausreichende Anti-Terror-Politik betrieben zu 
haben. Es ist zu vermerken, dass sich die mangelhafte Anti-Terror-Politik 
daher auf innenpolitischer Ebene abspielt. Laut Ekkehart Krippendorff „müs-
se sich die Analyse der Außenpolitik von jener der Innenpolitik nicht grund-
legend unterscheiden―177 und da sich dieses Phänomen der mangelhaften 
Anti-Terror-Politik stark auf die deutsche Außenpolitik auswirkt ist eine Un-
tersuchung dieses Sachverhalts zweckmäßig. Informationen zufolge sollen 
sich 2014 über 600 deutsche Staatsbürger dem IS angeschlossen und für 
den Jihad178 nach Syrien oder in den Irak gereist sein.179 Laut Verfassungs-
schutz hatten im selben Jahr 43.890 Personen islamistisches Potential. 180 
Neben einem erheblichen Sicherheitsrisiko sorgen deutsche Islamisten für 
eine akute Gefährdung der syrischen Zivilisten, da von ihnen schon mehrere 
Selbstmordattentate verübt wurden.181 Der Verfassungsschutz spricht von 
einer „ständig ansteigende[n] Reisewelle zur Unterstützung des IS.― 182 Die 
zunehmenden militärischen Erfolge des IS konnten vermutlich durch die Un-
terstützung deutscher Jihadisten gewährleistet werden, wodurch eine stetig 
wachsende Spirale der Gewalt zu erwarten ist. Das Erstarken des IS könnte 
zudem andere islamistische Terrororganisationen dazu bewegen, durch 
spektakulärere Anschläge Aufmerksamkeit zu erlangen.183 Deutschland soll-
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te sich also auch bei der Aufnahme von Flüchtlingen um eine umfassende 
Integration bemühen und „Entfremdungserfahrungen― entgegenwirken. 184 
 
6.5. Zwischenbilanz: Stärkung gewaltbereiter Akteure 
Der Syrienkonflikt stellt ein Exempel für die Debatte über humanitäre Inte r-
vention dar und knüpft an die Fälle der 1990er Jahre an.185 Obwohl die Taten 
des Regimes von der Haager Landkriegsordnung und den Konventionen des 
Roten Kreuzes verboten sind,186 verhält sich der Westen und auch Deutsch-
land weiterhin passiv. Da sich die Weltgemeinschaft in diesem Konflikt nicht 
klar positioniert, wurden Assad keine Grenzen aufgezeigt, wodurch die Ge-
walt beständig anstieg.187 Assad zerstört durch seine Luftangriffe „systema-
tisch die Ansätze zu neuem zivilen Leben.―188 
Hinzu kommt, dass der Diktator noch wegen keiner seiner Verbrechen an-
geklagt wurde.189 Viele westliche Staaten unterhalten nach wie vor diploma-
tische Beziehungen zu Diktatoren. Mit dem Erhalt der scheinbaren Stabilität 
und Sicherheit geht die Legitimierung dieser Regime einher. Eine Begrün-
dung hierfür lautet, dass durch eine Kooperation Migrationsströme kontro l-
liert werden können.190 Die ungewollte Migration kann dadurch verhindert 
werden, die eigentlichen Fluchtursachen werden jedoch nicht bekämpft. Bis 
heute unterhält auch die deutsche Bundesregierung diplomatische Bezie-
hungen zu tyrannischen Regimen.191 So äußerte sich Bundesverteidigungs-
ministerin Ursula von der Leyen von der CDU positiv gegenüber einem inter-
national koordinierten Einsatz gegen den IS und befürwortete eine vorläufige 
Kooperation mit Assad.192  
                                                                
184
 Bittner 26.11.2015:3 
185
 Vgl. Hashemi 2013:10 
186
 Vgl. Neudeck 2013:37 
187
 Vgl. Hamid 2013:23 
188
 Neudeck 2013:188 
189
 Vgl. Neudeck 2013:36 
190
 Vgl. Bender 2012:159 
191
 Vgl. Bender 2012:158 
192
 Vgl. Archiv Berlin direkt, online aufzufinden unter http://www.zdf.de/berlin-direkt/archiv-berlin-




Auch die inkonsequente Haltung Deutschlands bezüglich militärischer Un-
terstützung führte zu gravierenden Konsequenzen.193 Das in einigen Fällen 
nicht eingehaltene Waffenembargo und die fortbestehende ausländische Un-
terstützung Assads ziehen den Konflikt in die Länge und bewegen somit im-
mer mehr Menschen zur Flucht. Vor diesem Hintergrund stellt sich die Fra-
ge, warum führende europäische Kräfte vor al lem innerhalb der NATO militä-
rische Optionen nicht wie schon bei der Intervention in Lybien 2011 offen 
diskutiert haben.194 Die internationale Gemeinschaft hat damit wichtige 
Reaktionen auf den Syrienkonflikt versäumt und ihn durch seine Tatenlosig-
keit weiter eskalieren lassen.  
Das durch die akute Gefährdung der syrischen Staatlichkeit entstandene 
Vakuum wird zunehmend von nichtstaatlichen Akteuren aufgefüllt.195 Diese 
Akteure garantieren „Identität [und] ein sicheres Territorium.―196 Kurz: der IS 
bietet eine Alternative. Der Ursprung des Syrienkonflikts liegt zwar nicht in 
der Religion,197 doch da das Assad-Regime verschiedene Bevölkerungs-
gruppen bewusst gegeneinander aufgespielt hat, entwickelte sich der Bür-
gerkrieg zu einem konfessionell aufgeladenen Konflikt.198 Durch die Passivi-
tät des Auslands und der Propaganda des Regimes wurde extremistischen 
Terrororganisationen wie dem IS der Boden bereitet. „Die Untätigkeit des 
Westens hat die sogenannten Islamisten in Syrien erst stark werden las-
sen.―199 
Zusammenfassend lässt sich behaupten, dass einige wichtige Indizien für 
einen Zusammenhang zwischen der deutschen Außenpolitik und den Fluch t-
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Zusammenhang deutscher Außenpolitik und Fluchtursachen 
 
Das Erkenntnisinteresse dieser Untersuchung war es zu ergründen, welche 
Auswirkungen und Bedeutung die deutsche Außenpolit ik für Fluchtursachen 
hat. Im Rahmen dieser Arbeit wurde festgestellt, dass einige Korrelationen 
bestehen. Zu Beginn der Arbeit konnte attestiert werden, dass die Vermu-
tung plausibel erscheint, Flüchtlinge aus dem Kosovo zum Großteil als Wir t-
schafts- und Armutsflüchtlinge und Flüchtlinge aus Syrien als Kriegsflüch-
tlinge anzuerkennen. Des Weiteren rechtfertigen die Untersuchungen der 
beiden Fallbeispiele Kosovo und Syrien folgende Annahmen:  
Die Bundesregierung handelte sowohl im Kosovo- als auch im Syrienkonflikt 
nicht konsequent. Während sie im Rahmen der aufsteigenden Nationalismen 
im ehemaligen Jugoslawien Kroatien und Bosnien frühzeitig anerkannte 
blieb eine Anerkennung des Kosovo aus, wodurch der Konflikt weiter beheizt 
wurde. Die anfängliche militärische Zurückhaltung wich im Kosovokrieg einer 
kompromisslosen Beteiligung am NATO-Luftangriff. Auch wenn die Völker-
rechtswidrigkeit des Einsatzes kontrovers diskutiert wird, steht fest, dass der 
Einsatz auf der einen Seite einen frühzeitigen Waffenstillstand erzwingen 
konnte und bis zum heutigen Tag einer weiteren Eskalation des Konflikts 
entgegengewirkt hat. Auf der anderen Seite sind im Zuge der Entwicklungs-
hilfe keine Erfolge zu verzeichnen. Schuld hierfür ist in erster Linie die  all-
gegenwärtige Korruption, die durch den versäumten Staatsaufbaus hervor-
gerufen wurde. Die derzeitig schlechte wirtschaftliche Lage ist als Folge der 
mangelhaften Entwicklungshilfe zu betrachten und gleichzeitig Ursache für 
die hohen Zahlen an kosovoalbanischen Asylbewerbern in Deutschland. 
Daraus lässt sich die Schlussfolgerung ziehen, dass die deutsche Außenpo-
litik zur Verursachung der Fluchtgründe im Kosovo beigetragen hat und eine 
Mitschuld an diesen trägt. 
Wie schon damals im Kosovo ist die deutsche Außenpolitik in Syrien eben-
falls von einem militärischen Wandel geprägt. Während die Bundesregierung 
bisher eine militärische Intervention ablehnte, ergaben sich nach den An-




schen Luftangriffen und sogar einer Kooperation mit Assad,200 wodurch eine 
Legitimierung seiner Regierung einhergehen würde. Bei aller Inkonsequenz 
fügte sich die deutsche Außenpolitik in das allgemeine Handelsmuster der 
westlichen Politik und erschien überwiegend passiv. Der Vorwurf, die Invasi-
on im Irak 2003201 hätte dem IS den Boden bereitet, konnte in dieser Arbeit 
nur am Rande behandelt werden.202 Dennoch sind sich Wissenschaftler dar-
über einig, dass eine militärische Beteiligung an Luftangriffen ähnlich ver-
heerende Folgen wie schon die Invasion im Irak mit sich bringen würde.203 
Auch bei Rüstungsexportfragen verhielt sich die Bundesregierung inkonse-
quent. Die Motivation für die Belieferung von Kurden ist in ihrem Ansatz 
zwar nachvollziehbar, wird in ihrer Wirkung den Konflikt jedoch nur weiter 
anfachen, da eine Zunahme an Rüstung in einer Region immer destabilisie-
rende Effekte mit sich bringt.204  
Um die Frage, ob und wenn ja wie sich die deutsche Außenpolitik auf 
Fluchtursachen im Kosovo und in Syrien ausgewirkt hat, eindeutig und vali-
de beantworten zu können, bedarf es weiterer Untersuchungen, welche sich 
auch der quantitativen Methode bedienen. Die dargestellten Ergebnisse 
rechtfertigen jedoch die Aussage, dass ein Zusammenhang zwischen der 
deutschen Außenpolitik und den Fluchtursachen im Kosovo und in Syrien 
besteht. Die Leitfrage der Untersuchung kann also dahingehend beantwortet 
werden, dass die zu Beginn der Arbeit zitierte provokante These zu Teilen 
bestätigt wurde. Die Komplexität des Konflikts und die Vielzahl an in- und 
ausländischen Akteuren in Syrien rechtfertigt die Annahme, dass sich neben 
der deutschen Außenpolitik aber auch eine Fülle an vielen weiteren Faktoren 
auf die Fluchtursachen ausgewirkt hat. Dem Prinzip des Multilateralismus 
folge leistend muss das Handeln der Bundesregierung innerhalb einiger 
internationaler Organisationen wie der EU und der UNO betrachtet werden, 
wodurch eine explizite und unabhängige Beurteilung erschwert wird. Mittler-
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weile zählt der Syrienkonflikt vielmehr als Stellvertreterkrieg der führenden 
Weltmächte, in dem sie zu ihren eigenen Gunsten handeln.205 Ereignisse wie 
die Attentate von Paris gelten in der Politikwissenschaft als externe 
Schocks, welche zu dramatischen politischen Veränderungen führen können 
und politische Handlungen dynamisieren. Es bleibt abzuwarten, ob die A t-
tentate von Paris zu einem Identitätswechsel der deutschen Außenpolitik 
führen werden. Eine Zukunftsprognose auf der Basis der in dieser Arbeit 
erstellten Analyse ist also unter dem Aspekt der Auswirkungen von externen 
Schocks zu betrachten. Durch die plötzliche persönliche Betroffenheit wird 
die Grenzsicherung weiter in das Zentrum der Überlegungen und der media-
len Berichterstattung treten.206 Der Zusammenhang zwischen deutscher Au-
ßenpolitik und Fluchtursachen in den Herkunftsstaaten wird daher aller 
Wahrscheinlichkeit nach nicht Inhalt der öffentlichen Diskussionen werden . 
Auch in der Politik scheint die Grenzsicherung einen Vorrang zu genießen : 
obwohl bekannt ist, dass die Türkei weiterhin den IS mit Waffen beliefert, 
werden mit der türkischen Regierung als wichtiger Verbündeter im Bereich 
der Eindämmung des Flüchtlingsstroms weiterhin diplomatische Beziehun-
gen unterhalten.207  Die Sicherung der Grenzen und die Eindämmung des 
Flüchtlingsstroms haben also vor der Beseitigung der Fluchtursachen Vor-
rang. Dabei stehen die Zukunftsaussichten für einen Wandel  dieses Sach-
verhalts schlecht. Der misslungene Staatsaufbau im Kosovo ist nicht rück-
gängig zu machen und es bestehen derzeit auch keinerlei Bemühungen, die-
sen nachzuholen. Wie und wo wird sich Deutschland im Syrienkrieg positio-
nieren? Von der Beantwortung dieser Frage hängt die Zukunftsprognose des 
hier erarbeiteten Sachverhalts ab. Eine Beteiligung an Luftangriffen und Flä-
chenbombardements verstößt nicht nur gegen humanitäres Völkerrecht208 
sondern wird mit jedem getöteten Zivilisten den Zulauf zum IS verstärken.209 
Selbst bei einem Sieg gegen den IS wäre immer noch die Frage über die 
Zukunft der syrischen Diktatur zu stellen. Eine vorläufige zweckgebundene 
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Kooperation mit Assad und die sich daraus ergebende Übergangsregierung 
könnte die Bundesregierung moralisch angreifbar machen.210 Eine Zukunfts-
prognose kann also nur dahingehend positiv bewertet werden, wenn 
Deutschland die Beseitigung der Fluchtursachen als priorisiertes Ziel vor 
dem Grenzschutz ansieht. Sollte dies nicht geschehen, scheint die Vision 
einer „Festung Europa―211 immer realistischer.  
Die Problematik rund um die Flüchtlingskrise erweist sich als vielschichtig 
und mittlerweile allgegenwärtig. Konflikte müssen in der heutigen Welt des 
Multilateralismus als das komplexe Konstrukt verstanden werden, welches 
sie sind und in welchen allen voran westliche Staaten ihre Interessen vertre-
ten. Aussagen von Flüchtlingsgegnern, die Probleme von Asylbewerbern ge-
hen uns nichts an, verdecken die Tatsache, dass es sich bei der Mehrzahl 
der internationalen Krisenherde um Stellvertreterkriege handelt.  Denn in al-
len Herkunftsstaaten sind die Fluchtursachen letzten Endes auf einen ge-
meinsamen Auslöser zurückzuführen: Krieg. Zum Beispiel im Kosovo, wo der 
Bürgerkrieg in den 90er Jahren eine Flüchtlingswelle verursachte und die 
derzeit schlechte wirtschaftliche Lage des Landes bedingte. Und wie auch in 
Syrien, wo Millionen Menschen vor dem Krieg fliehen. Oder in Libyen, wo 
der NATO-Einsatz den Krieg nur künstlich in die Länge gezogen hat.212 Auch 
an anderen Kriegen, wie im Irak und Afghanistan, war Deutschland direkt 
oder indirekt beteiligt und sorgte im Rahmen der internationalen Gemein-
schaft für eine zunehmende Eskalation der Konflikte.213 Ein möglicher Lö-
sungsansatz wäre demzufolge eine komplette Umstrukturierung der deu t-
schen Außen- und Sicherheitspolitik. Die deutsche Bundesregierung könnte 
sich auf Art. 26 Abs. 1 GG214 beziehen und durch das Unterlassen jeglicher 
Angriffsgriffe als Vorreiter fungieren um die westliche Politik von weiteren 
                                                                
210
 Vgl. Bittner 26.11.2015:3 
211
 Wahnel, Julia (2011): Die Asyl- und Flüchtlingspolitik. zwischen Europäisierung und nationalen 
Interessen. Das Beispiel Italien. In: Gudrun Hentges und Hans -Wolfgang Platzer (Hg.): Europa – 
quo vadis? Wiesbaden: VS Verlag für Sozialwissenschaften,  S.227 
212
 Kornelius, Stefan (2011): Wieso der Westen den Krieg eskalieren muss. In: Süddeutsche Ze i-
tung, online aufzufinden unter http://www.sueddeutsche.de/politik/libyen-krieg-wieso-der-westen-
den-konflikt-eskalieren-muss-1.1088900, zuletzt aufgerufen am 14.12.2015, 21:00 
213
 Siehe dazu Lüders, Michael (2015): Wer den Wind sät. Was westliche Politik im Orient anric h-
tet. Orig.-Ausg., 3. Aufl. München: Beck; Todenhöfer, Jürgen (2015): Inside IS - 10 Tage im "Isla-
mischen Staat". 1. Aufl. München: Bertelsmann. 
214
 [Verbot des Angriffskrieges] (1) Handlungen, die geeignet sind und in der Absicht vorgenommen 
werden, das friedliche Zusammenleben der Völker zu stören, insbesondere die Führung eines Ang-




Stellvertreterkriegen abzubringen. Der Fokus bei Auslandseinsätzen würde 
dann wie zu Beginn des Balkankonflikts auf humanitärer und finanzieller Hil-
fe beruhen. Eine Alternative zu militärischen Einsätzen könnte außerdem 
das Verhängen von Sanktionen und Embargos darstellen. Im Zuge dieser 
Umstrukturierung müsse Deutschland ihre Exportbereitschaft bezüglich Rüs-
tungsgüter strikt überdenken. Als weltweit drittgrößter Waffenexporteur215 
muss sich Deutschland in seiner Rolle als Mitverantwortlicher für Fluchtu r-
sachen bewusst sein.  
Aus den erreichten Forschungsergebnissen leitet sich die persönliche Bitte 
ab, Informationen nicht ohne weiteres Hinterfragen hinzunehmen und den 
Blick stets offenzuhalten, um potentielle komplexe Zusammenhänge mit in 
die Überlegung und Bewertung einzelner Sachverhalte einzubeziehen. Die 
Möglichkeit, selbst Teil einer vielschichtigen Kette zu sein, sollte stets in Be-
tracht gezogen werden. 
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